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Die Cholera in Deutfchland 1891. 


Ueber den Verlauf der Cholera im deutſchen 
Reich während des Jahres 1894 hat das laiſer⸗ 
iche Geſundheitsamt ſoeben eine kleine Denkſchrift 
herausgegeben, der wir Folgendes entnehmen: 

Zu Beginn des Jahres 1894 war das 
deutſche Reich nahezu cholerafrei; nur im Re⸗ 
gerungsbezirk Oppeln zeigte ſich die Seuche noch 
in einzelnen Fällen, erreichte indeſſen auch hier mit 
dem 20. Januar ihr Ende. In den folgenden vier 
Monaten kam kein Cholerafall auf deutſchem Ge⸗ 
biete vor. Indeſſen beſtand die Gefahr eines er⸗ 
neuten Einbruchs der Cholera aus den Nach bar⸗ 
ländern fort. In Rußland hatte die Seuche im 
Winter nicht aufgehört und wurde ſeit Ende Mai 
in Ruſſiſch⸗Polen wieder heſtiger; ein bedeutender 
Krankheitsausbruch erfolgte ferner Anjang Juli 
in Petersburg. Auch im Weſten war das Reich 
von der Cholera bedroht, doch iſt es in den von 
Frankreich, Belgien und den Niederlanden begrenzten 
Theilen des deutſchen Reichs nur zu einer geringen 
Einſchleppung der Cholera gekommen. Weſtlich 
der elbe ſind insgeſamt 35 Choleraerkrankungen 
mit 13 Todesfällen vorgekommen; davon 5 in 
Aachen, vermuthlich aus Holland eingejchleppt, 17 
in Bürgeln bei Marburg, wo die Enlſtehungs⸗ 
urſache nicht aufgeklärt iſt, während die übrigen 
Fälle ſich auf ſieben Orte vertheilen, von denen 7 
unmittelbar am Rhein liegen und vorwiegend aus 
Holland kommende Schiffer betrafen. 

Stärker in Mitleidenſchaft gezogen war die 
Oſthälfte des Königreichs Preußen, insbeſondere in 
den ruſſiſchen Grenzgebieten. Im Regierungs⸗ 
bezirt Oppeln erfolgte Ende Mai eine Ein⸗ 
ſchleppung der Cholera aus dem ruſſiſchen Kreise 
Bendzin nach Meyslowitz; eine Weiterverbreitung 
wurde verhütet, doch kam es Mitte Auguſt zu 
neuen Erkrankungen, deren Zuſammenhang mit 
der in Rupland herrſchenden Epidemie nachzu⸗ 
weiſen war. Während in den auſtoßenden ruſſi⸗ 
ſchen Gouvernements Petrikau, Kielze und Radom 
2921, 4597 und 4050 Perſonen, d. h. 21,0, 59,6 
und 92,1 von je 10000 Einwohnern, in Galizien 
8238 — 12,6 von 10000 im Jahre 1894 der 
Cholera erlegen ſind, betrug die Zahl der Cho era⸗ 
Todesfälle im Regierungsbezirk Oppeln 190 = 1,2 
auf 10000 Einwohner. — Für Weſtpreußen war 
die Beſorgniß eines Einbruches der Cholera be⸗ 
ſonders gerechtfertizt durch den lebhaften Floßver⸗ 
lehr auf der Weichſel, zumal gerade 1894 die den 
Oberlauf dieſes Stromes berührenden ruſſiſchen 
und galiziſchen Gebiete ſtark heimgeſucht waren. 
In den ruſſiſchen Gouvernements Plock, Warſchau 
und Siedlez ſtarben 1402, 4064 und 740 an 
Cholera, d. i. 22,0, 27,1 und 9,8 auf je 10000 
Einwohner. Dagegen ſtarben in ganz Weſtpreußen 
nur 131 Perſonen —= 0,9 von je 10000 Ein⸗ 
wohnern. Nur in Tolkemit bei Elbing, wo 44, 
und in Tiegenhof bei Marienburg, wo 11 Todes⸗ 
fälle vorkamen, vermochte die Seuche in Folge un⸗ 
günſtiger örtlicher Verhältniſſe ſich vorübergehend 
einzuniſten. a i 

Auf den mit der Weichſel in Verbindung 
ſtehenden Waſſerſtraßen wurde die Cholera dann 
auch nach anderen Provinzen verſchleppt. So er⸗ 
ſchien ſie Ende Juli am Laufe der Netze und 
Warthe, vereinzelt auch an der Oder, Spree und 
Elbe. Ein ſtärkerer Ausbruch erfolgte nur in 
Nakel, wo 31 perſonen an der Cholera ſtarben, 
ſonſt hatten die Regierungsbezirke Bromberg 31, 
Frankfurt a. O. 7, Stettin 2, Potsdam 2, Merfe⸗ 
burg und Magdeburg je 1, Lüneburg 2 Cholera 
todesfälle. 5 

Auch in Oſtpreußen erfolgten Cholerafälle ſeit 
Anfang Auguſt in zerſtreuten Orten, hauptſächlich 
an den Waſſeruraßen, welche die Stromgebiete 
der Weichſel, Pregel und Memel verbinden. Heftig 
trat die Seuche indeſſen nur in Grieslienen bei 
Allenſtein und in dem der ruſſiſchen Grenze be⸗ 
nachbarten Dorfe Niedczwedezen bei Johannisdorf 
auf, durch Flößer und Schmuggler eingeſchleppt. 
Im erſteren Orte ſtarben 7, im anderen 21, im 
übrigen Oſtpreußen 41 Perſonen an der Cholera. 
Jusgeſamt ſind im Jahre 1894 im ganzen deut⸗ 
ſchen Reich 490 Perſonen an der Cholera geſtor⸗ 
ben, d. i. 0,1 von 10 000 Lebenden. Mitte Der 
zember war Deutſchland wieder vollſtändig 
cholerafrei. 

Die Bekämpfung der Cholera erfolgte im 
Weſentlichen mittelſt der bereits 1893 auf Grund 
der Berathungen der Cholerakommiſſion vereinbar 
ten Maßregeln. Nach einzelnen Orten wurden 
von der preußiſchen Regierung eigene Kommiſſare 
zu Ermittelungszwecken und zur Unterſtützung der 
Behörden entſandt, und an den Strömen, in deren 
Verlauf Cholerajälle vorkamen, Kontrollſtationen 
zur geſundheitspolizeilichen Ueberwachung der 
Schifferbevolkerung eingerichtet. Es gelang hier⸗ 
durch, zahlreiche Cholerafälle rechtzeitig feſtzuſtellen 
und ſo zu behandeln, daß eine Weiterverbreitung 
der Seuche von ihnen nicht ausgehen konnte; der 
erfolgreichen Durchführung der Stromüberwachung 
iſt es weſentlich zu danken, daß die Zahl der Cho⸗ 
lergerkrankungen trotz der Größe der durch das 
heſtige Auftreten der Seuche in Rußland bedingten 
Gefahr, in ven zunächſt bedrohten nordöſtlichen 
Provinzen Preußens gering blieb, und daß, von 
wenigen Ausnahmefällen abgeſehen, ein Ueber⸗ 
greifen der Krankheit von den Waſſerſtraßen auf 
die Landbevölkerung nicht ſtattgefunden hat. 

Was den gegenwärtigen Stand der Cholera 
in unſeren Nachbarländern betrifft, jo find aus 
den Niederlanden, ſowie gus Belgien und Frank⸗ 
reich ſeit mehreren Wochen Cholergerkrankungen 
nicht mehr gemeldet worden. In Galizien (Oeſter⸗ 
reich) kamen dagegen in der Woche vom 31. De⸗ 
zember zum 6. Januar 114 Ertrankungen und 
93 Todesfälle und auch weiterhin bis in die letz⸗ 
ten Wochen vereinzelte Fälle der Krankheit zur 


v. Köller. Zur Rechten der Kaiſerin ſaß der 
Herzog Friedrich Ferdinand von Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein. Zur Linken hatte der Reichskanzler Fürſt 
zu Hohenlohe ſeinen Platz. Die Tafelmuſik wurde 
vom Muſiklorps des Garde⸗Füſilier⸗Regiments 
ausgeführt. ; 

— Seine Majeſtät der Kaiſer widmete in 
der heutigen Sitzung des Staatsraths dem ver⸗ 
ſtorbenen Mitgliede des Staatsraths Freiherrn von 
Schorlemer⸗Alſt ehrende Worte der Anerkennung 
und gab Allerhöchſt Seiner Trauer um den Ver⸗ 
luſt dieſes hervorragenden und verdienten Mannes 
warmen Ausdruck. | 

— Wie ſchon geſtern gemeldet wurde, iſt die 
Ernennung des ruſſiſchen Geſandten in München 
Grafen von Oſten⸗Sacken zum Botſchafter in 
Berlin als Nachfolger Schuwalows als ſicher an⸗ 
zuſehen. Graf von Oſten⸗Sacken iſt bereits hier 
eingetroffen. Nach einer Meldung der „Köln. 
Ztg.“ ſoll die Ernennung in den nächſten Tagen 
erfolgen. Weiter verſichert die „Köln. Ztg.“, Graf 
von Oſten⸗Sacken, der ſeit dem 11. Mai 1884 in 
München beglaubigt war, ſei ein ſehr genauer 
Kenner der deutſchen Verhältniſſe. Er genieße 
den Ruf eines ſehr geſchickten Diplomaten, wie 
ſchon die Thatſache beweiſe, daß er vor Kurzem 
auch als Nachfolger Lodanows auf dem Wiener 
Botſchaſterpoſten in Ausſicht genommen war. 

— Ueber die preußiſchen und deuiſchen 
Univerſitäten veröffentlicht Profeſſor Peterſilie in 
dem neueſten Vierteljabresheft der Zeitſchriſt des 
Königlich Preußiſchen Statiſtiſchen Büreaus eine 
längere Abhandlung, der wir die folgenden An⸗ 
gaben entnehmen, Die ordentlichen Geſamtkoſten 
für ſämtliche deutſche Univerſitäten einſchließlich 
der Akademie in Münſter und des Lyceums in 
Braunsberg betrugen im Etatsjahr 1890—91 
bezw. 1891—92 19 912 913 Mark, von denen 
10 932 016 Mark auf die preußiſchen Univerſitäten 
entfielen. Davon wurden aufgebracht aus 
Stiftungsfonds u. ſ. w. 4873 158 Mark, aus 
Staatsſonds 15 026 277 Mark und aus ſonſtigen 
Quellen 13478 Mark. Auf Beſoldungen des 
vebrlörpers entfielen 7 772 726 Mark, auf fouftige 
perſönliche Ausgaben 4 300 379 Mark und auf 
ſächliche Ausgaben 7839 808 Mark. Die außer⸗ 
ordentlichen Ausgaben betrugen 4 819 480 Mark. 
Das Verhältniß, in dem die einzelnen Univerfitäten 
der Staatskaſſe mit ihrem Bedürfniß zur Laſt 
fallen, iſt ſehr ſchwankend, der Durchſchuttt be⸗ 
trägt für die preußiſchen Univerſitäten 72,77 v. H. 
Den geringſten Anspruch an den Staatsſonds 
machen unter ihnen die reichſten Univerſitäten 
Göttingen, Greifswald und Halle mit 36, 39, 
39,03 und 52,93 v. H., den höchſten Breslau, 
Berlin, Königsberg und Bonn mit 92,83, 86,45, 
36,05 und 81,12 v. H. Vergleicht man die 
Ausgaben mit der Stärle des Beſuchs der 
Univerſitäten, ſo entfallen auf 100 Köpfe der Be⸗ 
völkerung in Preußen 36 Mark. Davon 27 
Mark aus Staatsfonds. Die Belaſtung der 
Staatskaſſe iſt in Preußen am geringſten, am 
hochſten in Baden, wo 74 Mark auf 100 Köpfe 
der Bevölkerung entfallen, darunter 67 Mark aus 
Staatsfonds. Nicht berückſichtigt ſind hierbei die 
außerordentlichen Ausgaben. Auf den einzelnen Stu⸗ 
denten entfallen von den Univerſitätskoſten im Durch⸗ 
ſchnitt der preußiſchen Univerſitäten 814 Mark, im 
Durchschnitt der nichtpreußiſchen Univerſitäten 600 
Mark. Zu dem Lehrperſonal der ſamtlichen 
deutſchen Univerſitäten zählten im Winterjemeiter 
1891-92 1051 ordentliche Profeſſoren, 64 
Honorarprofeſſoren, 517 außerordentliche Pro⸗ 
leſſoren und 693 Privatdozenten, zuſammen 2325 
gegen 2095 im Winterſemeſter 1886 87. Außer⸗ 
dem waren noch 127 (117) Lektoren und ſonſtige 
Fachlehrer thätig. Für die preußiſchen Univerſi⸗ 
täten betrug die Zunahme in dem fünfjährigen 
Zeitraum 12,18, für die außerpreußiſchen 9,65 
v. H. An der Zunahme find die verſchiedenen 
Klaſſen der Dozenten und die Univerjitäten in ver⸗ 
ſchiedenem Maße betheiligt. Von der Geſamt⸗ 
zahl der 2325 Dozenten entfallen auf die evan⸗ 
geliſch⸗theologiſche Fakultät 160, auf die latholiſch⸗ 
theologiſche 70, auf die juriſtiſche 222, auf die 
mediziniſche 648 und auf die philoſophiſche 1225. 
Den größten Lehrkörper beſitzt unter den preußi 
ſchen Univerſitäten Berlin mit 328, unter den 
außerpreußiſchen Leipzig mit 191 und München 
mit 161 Dozenten, den kleinſten unter den preußi⸗ 
chen Universitäten — abgeſehen von Münſter mit 
40 und Braunsberg mit 9 Lehrkräften — Greifs- 
wald mit 77, unter den außerpreußiſchen Roſtock 
mit 44 Dozenten. Auf einen Dozenten entfielen 
im Jahre 1891—92 Studirende in der evau⸗ 
geliſch⸗theologiſchen Fakultät 23,70, in der latho⸗ 
liſch⸗theologiſchen 18,86, in der juriſtiſchen 30,40, 
im der mediziniſchen 12,56 und in der philoſophi⸗ 
ſchen 6,10, überhaupt 11,82 Studirende. Auf 
jämtlichen deutſchen Univerſitäten befanden ſich im 
Durchſchnitt 1886—87 28 044, 1891—92 27 486 
Studirende, die Abnahme betrug danach 558. 
Oieſe Abnahme betrifft in der Hauptſache die 
preußiſchen Univerſitäten, wo allein Bonn, Kiel 
und Brauusberg um 56, 33 und 19 Studirende 
zugenommen haben, der Hauptrückgang betrifft 
Berlin (— 261), Greifswald (— 242), Göttin⸗ 
gen (— 234) und Königsberg (— 158), unter 
den außerpreußiſchen Umiverſitäten Würzburg 
(— 156). Die Geſamtzahl der Studirenden 
vertheilte ſich im Studienſahre 1891—92 folgen⸗ 
dermaßen: Es zählte die evangeliſch⸗theologiſche 
Fakultät 3792, die katoliſch⸗theologiſche 1320, die 
juriſtiſche 6760, die mediziniſche 8137 und die 
philoſophiſche 7479 Studirende. Im Laufe der 
zehn Semeſter von 1886-87 an haben die evan⸗ 
geliſchen Theologen um 838, die Mediziner um 
133, die Humaniſten um 1018, die Naturwiſſen. 
ſchaftler um 132 abgenommen, die katholischen 
Theologen um 132, die Juriſten um 1432 zuge⸗ 
nommen. 


3. Die zu halbjähriger aktiver Dienſtzeit im Mai 
bezw. November eingeſtellten Trainſoldaten ſind 
am 31. Oktober 1895 bezw. am 30. April 1896, 
die Traingemeinen forte” die Oekonomie⸗Hand⸗ 
werker am 30. September 1895 zu entlaſſen. 
II. Einſtellung der Rekruten. A. Normale 
Zahlen. Zum Dienſt mit der Waffe find einzu⸗ 
ſtellen: a) bei den Bataillonen der Infanterie — 
einſchließlich der 4. Bataillone —, bei den Jäger⸗ 
Bataillonen, bei den fahrenden Batterien, bei 
den Bataillonen der Fußartillerie, bei den Piouier⸗ 
Bataillonen, bei den Bataillonen der Eiſenbahn⸗ 
Regimenter, bei der Luſtſchiffer⸗èAbtheilung, bei 
den Trainbataillonen zu zweijähriger aktiver 
Dienftzeit die Hälfte der etatsmäßigen Zahl an 
Obergefreiten, Gefreiten, Gemeinen und Unter⸗ 
lazarethgehilfen — jedoch nach Abzug der für 
Rechnung von Gefreiten⸗ Gemeinen⸗ und Unter⸗ 
lazarethgehilfen⸗Stellen verpflegten Kapitulanten 
ꝛc. älterer Jahresklaſſen (vom 3. Dienſtjahre ab) 
— ferner für unbeſetzte Kapitulantenſtellen in der 
Zahl der bezüglichen offenen Stellen — ſowie zur 
Ergänzung der Artillerie⸗Schießſchulen und der 
Verſuchskompagnie der Artillerie⸗Prüfungskom⸗ 
miſſion bei jeder fahrenden und reitenden Batterie 
noch 1, jedem Fußartillerie⸗Bataillon noch 9; 
b) bei jedem Kavallerie⸗Regiment mit bohem 
Etat mindeſtens 160, mit mittlerem und nie⸗ 
drigem Etat mindeſtens 150; c) bei jeder rei⸗ 
tenden Batterie mit hohem Etat mindeſtens 35, 
mit mittlerem Etat mindeſtens 32, mit niedrigem 
Etat mindeſtens 25; d) bei jeder Train⸗Kom⸗ 
pagnie zu halbjähriger aktiver Dienftzeit im Herbſt 
1895 und im Frühjahr 1896 je 38. An 
Oekonomie⸗ Handwerkern haben ſämtliche Truppen⸗ 
theile 26, die Halfte der etatsmäßigen Zahl ein: 
zuſtellen. 

— Am 1. d. M. find 48 Hauptleute und 
Rittmeiſter in das Gehalt der 1. Klaſſe auf⸗ 
gerückt, darunter 36 von der Infanterie, 8 von 
der Kavallerie und je 1 von der Felda rtillerie, 
Fußaxtillerie, den Pionieren und Eiſenbahntruppen. 
Die Hauptleute der Infanterie find ſeit März bis 
Juni 1892 in ihrer Charge und ſeit 1877 bis 
1879 Offiziere; nur der darunter befindliche 
Erbprinz von Hohenzollern iſt erſt ſeit 1882 
Offizier. Die Rittmeiſter der Kavallerie ſind ſer 
September 1890 bis Januar 1891 Rittmeiſter 
und ſeit 1874 und 1875 Offiziere. Der Haupt⸗ 
mann der Feldartillerie bat ein Patent vom 
Oktober 1891 und iſt Offizier ſeit 1876, der 
Hauptmann der Fußartillerie datirt vom April 
1892 und Februar 1880, der der Pioniere vom 
Juli 1891 und Oktober 1877, der von den 
Eiſenbahntruppen erſt vom März 1893 und 
1818. Die Unterjchiede zwiſchen den einzelnen 
Er ſind alſo andauernd ſehr 
groß. 8 


— Im Miniſterium der öffentlichen Arbeiten 
wird gegenwärtig die Frage erörtert, inwiefern 
es für zweckmäßig und rathfam zu erachten ſei, 
für die auf den Hauptwaſſerſtraßen der Monarchie 
verkehrenden Schiffsgefäße höchſtzuläſſige Ab⸗ 
meſſungen nach Länge, Breite und Tiefgang feſt⸗ 
zuſtellen. In finanzieller Hinſicht ſpricht für eine 
derartige Maßnahme die Erfahrung, daß, ſobald 
von dem Staate eine Waſſerſtraße den Wünſchen 
der Betheiligten gemäß, meiſt unter Aufwendung 
ſehr beträchtlicher Geldmittel, in einem dem der⸗ 
zeitigen Verkehrsbedürfuiſſe entſprechenden Stand 
geſetzt iſt, immer größere Schiffsgeſäße, die nur 
bei beſonders günſtigen Waſſerſtänden volle Aus⸗ 


zu befürchtenden Mißſtänden entgegenzuwirken. 
— Der Antrag betreffend die Ehrung des 
Fürſten Bismarck iſt dem Abgeordnetenhauſe zu⸗ 
gegangen; er hat folgenden Wortlaut: i 
Das Haus der Abgeordneten wolle be⸗ 
ſchließen: Der Herr Präſident wird beauftragt, 
dem Fürſten von Bismarck anläßlich ſeines 
bevorſtehenden Geburtsfeites die Glückwünſche 
des Hauſes der Abgeordneten darzubringen. 
Der Antrag hat 292 Unterſchriſten; da 
die Mitgliederzahl des Abgeordnetenhauſes 433 
beträgt, hat er die große Mehrheit; unterſchrieben 
haben ihn ſämtliche Abgeordnete der nationallibe⸗ 
ralen und der beiden konſervativen Parteien. Auf 
die Tagesordnung wird der Antrag am Sonn⸗ 
abend geſetzt, au welchem vorausſichtlich Herr von 
Köller ſelbſt präſidiren wird, den jetzt Herr von 
Heereman vertritt. Ueber den vorausſichtlichen 
Verlauf der Verhandlung iſt, wie die „Nat.⸗Z.“ 
mittheilt, das Erforderliche ſeitens der Antrag⸗ 


amtlichen Keuntuiß. In Rufland wurden noch — Wegen der Rekrutirung des Heeres steller vereinbart. Von der freiſinnigen Vereini⸗ 
am Jahresſchluß und auch ſpäter im Jahre 1895 1895/96 find folgende Beſtimmungen er⸗ gung wird keine Gegendemonſtration beſorgt, wohl 
Cholerafälle in verſchiedenen Gouvernements ſeſt⸗ gaugen: 2 faber vom Zentrum, der freiſinnigen Volkspartei, 
geſtellt; in dem Gouvernement Podolien zählte Ich beſtimme hinſichtlich der Rekrutirung den Polen. In dieſem Falle wird ſeitens der 


man noch in der Zeit vom 20. Januar bis zum 
1. Februar 105 Erkrankungen und 45 Todesfälle. 
Hiernach iſt zu erwarten, daß die Cholera mit der 
wärmeren Jahreszeit wieder an unſeren Grenzen 
erſcheinen wird. 


des Heeres für 1895/90 das Nachſtehende: 
J. Entlaſſung der Reſerviſten. 1. Der 


: als eine von einem der Antragſteller im Namen 
ſpäteſte Entlaſſungstag iſt der 30. September 


b der Uebrigen abzugebende Erklärung, worauf 
1895. Das Nähere beſtimmen die Gencral⸗ daun ſofork abgeſtimmt wird. Beobachten die 
tommandos, für die Fußartillerie die Generals] gegneriſchen Parteien Zurückhaltung, fo wird auch 
Inſpeltion der Fußartillerie. 2. Bei denjenigen ſeitens der Autragſteller nicht geſprochen und ein⸗ 
Truppentheilen, welche an den Herbſtübungen ſach ohne Debatte abgeſtimmt werden. i 

Theil nehmen, hat die Entlaſſung der zur Re. Die Zentrumspartei im Reichstage hat, wie 
ſer ve zu beurlaubenden Mannſchaften, unter Be⸗ wir hören, geſtern dem Präſidenten v. evetzow 
rücksichtigung der in Ziffer 1 getroffenen Feſt⸗ mittheilen laſſen, daß fie ehen den Vorſchlag 
ſetzung, in der Regel am zweiten, ausnahmsweiſe deſſelben, ihn zur Beglückwünſchung des Fürſten 
am erſten oder dritten Tage nach Beendigung Bismarck im Namen des Reichstages zu er⸗ 
derſelben bezw. nach dem Eintreffen in den Stand⸗ mächtigen, Einſpruch erheben müſſe. Man er⸗ 
orten ſtattzufinden. Abweichungen hiervon können wartet, daß der Präſident nunmehr den Senio⸗ 
das Kriegsminiſterium und in Bezug auf einzelne renlondent zu einer nochmaligen Berathung der 
Monnſchaſten die Generalkommandos verfügen. Angelegenheit beruft. Das Zentrum if im 


Deutſchland. f 

Berlin, 20. März. Das geilen bei den 
Majeſtäten ſtattgehabte größere Diner begann um 
7½ Uhr Abends. Die Tafel zählte nahe an 90 
Gedecke. Es waren ſämtliche Herren geladen, 
welche an den Sitzungen des engeren Ausſchuſſes 
des Staatsrathes bisher Theil genommen haben. 
Zur Rechten des Kaiſers ſaß Herr von Levetzow, 
zur Linken der Präſident des Abgeordnetenhauſes 


Abend⸗Ausgabe. 


den J. April begangen worden. Das iſt wohl 


er hätte für ſie durch einen, mit Fürſt Bismarcks 


Zentrum haben aber vom erſten Augenblick dieſer 


politiſchen Gründen jede derartige Kundgebung 


Volke ift 


Hülfslehrer von 2 Mark für die Stunde belaſſen 


kauf 2,20 Mark unter Einrechnung der Ferien, 


remuneration der vollbeſchäftigten, d. h. zu 24 
Wochenſtunden verpflichteten Hülfslehrer auf 1500 


jährlich, für die Einzelſtunde 2,20 Mark und in 


drei Parteien keine weitere Gegenrede erfolgen, 


Annahme von Inſeraten Kohlmarkt 10 und Kirchplatz 3. 


Agenturen in Deutschland: In allen grösseren 
Städten Deutschlands: R. Mosse, Haasenstein & Vogler 
85 f G. L. Daube, Invalidendank. Berlin Bernh. Arndt, Max 
5 2 9 2 gerstmann. Elberfeld W. Thienes. Greifswald G. Illies. 
ö N 75 Halle a. 8. Jul. Barck & Co. Hamburg Joh. Nootbaar, A, 1 
Steiner, William Wilkens, In Berlin, Hamburg u. Frank- ra 
furt a. M. Heinr. Eisler, Kopenhagen Aug. J. Wolff & Co, 2 
Uebrigen gewillt, in dem Falle, daß der prajivent 
den in Rede ſtehenden Vorſchlag im Plenum 
macht, von jeder die politiichen Gegenſätze auf⸗ 
regenden Diskuſſion Abſtand zu nehmen. Hoffent⸗ 
lich folgen die übrigen Parteien dieſem lobens⸗ 
werthen Beiſpiel. SER: 

— Während die deutſch⸗freiſinnige Preſſe 
theils gegen eine Ehrung des Fürſten Bismarck 
in roher Weiſe polemiſirt, theils voll Verlegenheit 
auseinanderſetzt, wer ihm eine Ehrung bereiten 
wolle, habe Recht, und wer es nicht wolle, habe 
auch Recht, lieſt man in der demokratiſchen 
„Frankf. Ztg.? j 

„Das Schauſpiel, das jetzt der Streit um 
die Geburtstagsfeier des erſten Kanzlers des deut⸗ 
ſchen Reiches bietet, iſt allerdings kein erfreuliches 
und kann nicht dazu beitragen, Deutſchlands An⸗ 
ſehen im Auslande zu heben. Wir geſtehen auf⸗ 
richtig, daß wir es lieber geſehen hätten, wenn 
der Reichstag dem Fürſten Bismarck zu ſeinem 
80. Geburtstage einen Glückwunſch dargebracht 
hätte, der ſich mit einem Hinweis auf deſſen 
Verdienſte um die Wiederaufrichtung des Reiches 
begnügt haben würde. Gegen einen in ſolcher 
Weiſe beſchränkten Akt hätte unſeres Erachtens 
keine Partei etwas einzuwenden brauchen und 
wahrſcheinlich auch keine etwas eingewendet (7). 
Eine Zuſtimmung zu der inneren Politik des 
Fürſten Bismarck würde ja ein ſolcher Glück⸗ 
wunſch nicht im Entfernteſten bedeuten. Wir 
ſelbſt, das mag hier offen ausgeſprochen werden, 
würden nicht im Geringſten einen Verſtoß gegen 
die demokratiſchen Grundſätze darin erblickt haben, 
wenn unſere engeren Parteigenoſſen im Reichstage 
ſich an einem derartigen Akte betheiligen würden. 
Wir gehen ſogar noch weiter und meinen, auch 
die ſchroffſten Gegner der inneren Politik des 
Fürſten Bismarck, zu denen die „Frankfurter 
Zeitung“ ja wohl gehört haben dürfte, konnten, 
ſoweit ſie die Einigung Deutſchlands als ein er⸗ 
ſreuliches Ereigniß betrachten, den unleugbaren 
Verdienſten des Fürſten Bismarck um dieſes 
Werk und um die Erhaltung des äußeren Frie⸗ 
dens nach 1870 —71 an dem Tage ſeines 80. 
Geburtstages eine Anerkennung zollen, ohne ihrer 
politiſchen Ueberzeugung auch nur das Geringe 
zu vergeben.. Wir meinen, es wäre noch 
in dieſem Augenblick Zeit, dieſem unerfreulichen 
und das Anſehen des Reiches wirklich nicht 
fördernden Streit dadurch ein Ende zu machen, 
daß der deutſche Reichstag dem erſten Kanzler 
gegenüber diejenigen Formen erfüllt, die er anderen 


Dieſe Behauptung iſt falſch. Herr v. Heyd f 
brand iſt als Oberpräſident vom Staatsminiſterium 
nicht in Vorſchlag gebracht worden. f 3 


— Ein allgemeiner Kongreß deutſcher Tabak⸗ 
Fabrikanten, Händler und Intereſſenten fand 
geſtern Nachmittag im großen Saale des „Feen⸗ 
palaſtes“ ſtatt, um Proteſt gegen die in Ausſicht 
genommene Tabakfabrikatſteuer zu erheben. Ueber | 
2000 Perſonen füllten den Saal. Stadtverordneter | 
Tabakfabrikant Auguſt Deter (i. F. W. Brunzlow u. 
Sohn, Berlin) führte den Vorſitz. Den Bericht 
über die Tabakſteuerfrage erſtatteten die Fabrikanten 
Ury⸗Berlin, Brünnecke⸗Magdeburg. Auch mehrere 
Reichstagsabgeordnete waren anweſend und hielten 
Anſprachen. 

Der Verſammlung lag folgende Reſolution 
zur Beſchlußfaſſung vor: „Der am 19. März 
1895 auf Einladung des „Vereins deutſcher 3 
Tabak⸗Fabrikanten und Händler und des Vereins 
aller Tabak⸗Intereſſenten für Berlin und Um⸗ 
gegend“ im Feenpalaſt zu Berlin tagende allge⸗ 
meine Kongreß der deutſchen Tabak⸗Fabrikanten, 
Händler und Intereſſenten erklärt: 1. Die Tabak⸗ 
fabrikatwerthſteuer erfordert eine bedeutende Er⸗ 
hohung des Betriebskapitals und da fie den 
Unterſchleif begünſtigt, ein weitgehendes und höchſt 
koſtſpieliges Kontroll⸗ und Straſſyſtem, würde 
alſo den Mittelſtand in der Zigarrenfabrikation 
beſeitigen. Die Fabrikatwerthſteuer würde außer⸗ 5) 
dem, abgeſehen von dem in Folge der Arbeiter⸗ 
entlaſſungen eintretenden Lohndruck, wegen der 
Mitverſteuerung des Arbeitslohnes als Prämie 
auf Lohnherabſetzungen wirken. Die Einführung 
der Fabrikatſteuer könnte hiernach nur den Zweck 
der Vorbereitung des Tabakmonopols haben. 
2. Auf Grund der von der Regierung ſelbſt ver⸗ 
öffentlichten Statiſtik ſteht feſt, daß jede Erhöhung 
der bevorſtehenden Tabakſteuer eine entſprechende 
Verminderung des Tabakoerbrauches bedeutet. 
Dieſe Wirkung würde heute in verſtärktem Maße 
eintreten, weil die den größten Theil des Bedarfs 
befriedigende Fünſpfennig⸗Zigarre im Falle einer 
höheren Belaſtung nicht mehr wie jetzt aus aus⸗ 
ländiſchem Tabak hergeſtellt werden kann und die 
Verſchlechterung der Qualität ſelbſtverſtändlich 
einen Rückgang des Konſums bewirkt. 3. Die 
unvermeidliche Folge der Verbrauchsverminderung 
würde die Entlaſſung einer entſprechenden Anzahl N 
von Arbeitern, nicht nur in der Tabakindustrie 
ſelbſt, ſondern auch in den zahlreichen Neben⸗ f 
betrieben und Hülfsgewerben fein, die, meiſt ſchn 
ihrer Körperbeſchaffenheit wegen, keine Ausſicht ö 


) 


hervorragenden Männern gegenüber bei folder) auf Unterkunft in anderen Arbeitszweigen hätten, 
Gelegenheit ſicher nicht verſäumen würde. Wir und deren gerechte Entſchädigung den Steuermehr⸗ | 


haben in Deutſchland wichtigere Dinge zu thun, 
als uns um ſolche Formalien zu ſtreiten.“ 

An der Stelle, wo in dieſem Zitat durch 
Punkte eine Lücke angedeutet iſt, ſucht die „Frankf. 
Stg.“ die Weigerung des Freiſinns, des Zen⸗ 
trums ꝛc. damit zu erklären, daß von Verehrern 
des Fürſten Bismarck einzelne Geſchmackloſigkeiten 
und Uebertreibungen bei den Vorbereitungen für 


ertrag nahezu verſchlingen würde. Der Staat darf 
aber nicht durch ſeine Geſetzgebung zehntauſende von 
arbeitswilligen Menſchen brodlos machen, zumal 
angeſichts der ohnehin weitverbreiteten Unzufrieden⸗ 
heit im Lande. 4. Unter der Verringerung des 
Konſums würde auch der Steuerertrag leiden; 
deshalb würde der von der Regierung angeſtrebte 
Zweck einer bedeutenden Steigerung der Staats⸗ 
einnahmen durch eine Erhöhung der Tabakſteuer 
nicht erreicht werden. 5. Ein Staffeltarif für 
Zigarren würde die Verführung zu unrichtigen 
Oeklarationen ſteigern, alſo dazu zwingen, die be⸗ 
reits in der Vorlage bis zur Unerträglichkeit zu⸗ 
geſpitzten Kontroll⸗ und Strafeinrichtungen noch 
weiter zu verſchärfen, während der Ertrag in ) 
keinem Verhältniß zu den Scherereien und Pladee 
reien der Intereſſenten ſtände. Die Staffelung i 
hätte nur den Zweck, das Prinzip der Fabrikat 
ſteuer durchzudrücken, um dann ſpäter, wie in 
Nordamerika, die Staffelung zu beſeitigen. 6. 
Der Gedanke einer Erhöhung des Schutzzolles zu 
Gunſten des inländiſchen Tabaks iſt unhaltbar, 
weil kein Schutzzoll den Unterſchied des Klimas 
wiſchen Deutſchland und den überſeeiſchen, guten 
Tabak erzeugenden Ländern ausgleichen kann. 
Eine Schutzzoll⸗Erhöhung würde, wie die Erfah⸗ 
rungen Nordamerikas beweiſen, eine Ueberproduk⸗ 
tion an inländiſchem Tabak, alſo ſchließlich einen 
ſtarken Preisſturz deſſelben zum größten Schaden 2 
der heutigen deutſchen Tabakpflanzer herbeiführen. a 
(. Die Händler mit Zigarren und Tabakfabrikaten 5 
befinden ſich heute zu einem großen Theil in jeher 
ungünſtiger Lage. Jede erhebliche Erhöhung der f 
Tabakbelaſtung würde durch die damit verbundene 
Störung des ruhigen Geſchäftsganges und Ver⸗ 
minderung des Abſatzes zahlreichen kleineren und 
mittleren Zigarrenhändlern den Untergang brin⸗ 
gen. 8. Es iſt ein ſchweres Unrecht, Laſten der 
Geſamtheit, wie es die Laſten der Einrichtungen 
der Landesvertheidigung find, den Schultern ein⸗ 
zelner Theile der Bevölkerung aufzubürden. Der 
deutſchen Tabakinduſtrie iſt es bereits heute in 
Folge der unausgeſetzten Beunruhigung durch 
Steuerpläne nur noch unter den größten Opfern 
moglich, die Arbeiter, ſelbſt unter Einſchränkung 
der Arbeitszeit, weiter zu beſchäftigen. Wir geben 
uns der Hoffnung hin, daß die durch nichts ge⸗ 
rechtfertigte fortdauernde Verfolgung unſeres Ge⸗ 
ſchäftszweiges endlich dadurch ihr Ende finden 
wird, daß der deutſche Reichstag die Tabak⸗ 
fabrikatſteuer ablehnt und die verbündeten Regie⸗ 
rungen auffordert, im Intereſſe der friedlichen 
Entwickelung einer großen Induſtrie von weiteren 
Beunruhigungen derſelben durch neue Steuerpläne 
Abſtand zu nehmen.“ 

Nachdem eine Anzahl Redner für die Re⸗ 
ſolution eingetreten, wurde dieſelbe angenommen. 

— Daß die Klagen der in der Eiſenbahng 
verwaltung thätigen Regierungsbaumeiſter über 
die überaus lange diätariſche Beſchäftigung nicht 
unberechtigt find, hat der Arbeitsminiſter durch 
ſeine in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 
vergangenen Donnerſtag abgegebene Erklärung, 
daß über die etatsmäßige Anſtellung weiterer Ne 
gierungsbaumeiſter Verhandlungen im Gange | 
jeien, ſelbſt anerkannt. Mit dem vom Minifter 
ausgeſprochenen Grundſatze, daß für die Zahl ; 
dieſer Anſtellungen der Umfang „der im Durch⸗ 
ſchnitt der Jahre vorhandenen dauernden Beſchäf⸗ 
tigung“ maßgebend ſein müſſe, werden alle Be⸗ 
theiligten vollkommen einverſtanden ſein. Der 
Umfang der dauernden Beſchäftigung ergiebt ſich 
nun mit völliger Klarheit aus dem vorliegenden 
Etat für 1895—96. Dieſer enthält unter den 
regelmäßigen Ausgaben (Titel 13, 16, 17a) für 
Unterhaltung der Bahnaula zen, Erneuerung des | 

| 


nur eine, für dieſe ſonſtigen Freunde des Blattes 
verſuchte Entſchuldigung: der Reichstag brauchte 
lich um die angeblichen Exceſſe nicht zu kümmern; 


Verdienſten um die Einigung Deutſchlands be⸗ 
gründeten Glückwunſch keine Verantwortung über- 
nommen — wie die „Frankf. Ztg.“ ja ſelbſt au⸗ 
erlenut, indem fie einen ſolchen noch jetzt befür⸗ 
wortet. Etwas Anderes iſt den Parteien des 
Reichstaas niemals zugemuthet worden, wie auch 
der im Abgeordnetenhauſe geſtellte Antrag nu! 
einen Glückwunſch enthält, obgleich die Nakional⸗ 
Xıberalen und Konſervativen dort eine große 
Hehrheit beſitzen. Freiſinn, Demokratie und 


eee 


Erörterungen an erklärt, daß ſie aus prinzipiellen 


ablehnten. Der Artikel des Frankfurter demo⸗ 
kratiſchen Blattes läßt erkennen, wie weit ver⸗ 
breitet die Mißbilligung dieſes Verhaltens im 


— Vor einigen Mongten ging durch die 
Zeitungen die Nachricht, daß die Hülfslehrer an 
den ſtädtiſchen höheren Lehranſtalten Berlins er⸗ 
heblich ſchlechter bezahlt würden als ihre Kollegen 
an den ſtaatlichen Anſtalten und an den Schulen 
vieler kleinen Städte. Es wurde behauptet, daß 
die Stadt Berlin es bei der alten Beſoldung der 
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habe, bei kürzeren Vertretungen ſogar ohne An⸗ 
rechnung der Ferien, während der Staat die 
Remuneration für eine Stunde von 1,50 Mark 


beziehungsweiſe auf 2,80 Mark ohne Anrechnung 
der Ferien erhöht habe. ; 

Aus zuverläſſiger Quelle erfährt die „Berl. 
Korr.“ Folgendes: Für ſtagtliche Anſtalten jet 
der Normaletat vom 4. Mai 1892 die Jahres⸗ 


bis 1800 Mark feſt, und nach den Ausfüyrungs- 
beſtimmungen vom 2. Juli 1892 ſollen für die 
Wochenſtunde wiſſenſchaftlichen Unterrichts 90 Mark 


Berlin, wo es bei den bisher üblichen Sätzen be⸗ 
wenden ſoll, im Allgemeinen für die Einzelſtunde 
wiſſenſchaftlichen Unterrichts 2,80 Mark aufge⸗ 
wendet werden. . ; : ; 
Die Stadt Berlin zahlt bei Vertretungen, 
die kürzere Zeit als vier Wochen dauern, aller⸗ 
dings nur 2 Mark Remuneration für die einzelne 
Stunde; bei dauernder Beſchäftigung aber, oder 
wenn die Vertretung länger als einen Monat 
dauert, erhalten ihre Hülfslehrer für die Wochen⸗ 
ſtunde eine Remuneration von 96 Mark jährlich. 
Etatsmäßige Hülfslehrer mit 24 Pflichtſtunden 
und 1500 bis 1800 Mark Remuneration giebt 
es an den ſtädtiſchen Anſtalten Berlins überhaupt 
nicht. Ein Vergleich zwiſchen der Summe, welche 
die Stadt Berlin im Ganzen für Hülfsunterricht 
an ihren höheren Lehranſtalten während des 
Winterhalbjahres 1894/95 zahlt, und dem Be⸗ 
trage, den fie nach den für ſtagtliche Anſtalten 
geltenden Sätzen zu zahlen hätte, hat gezeigt, daß 
ſie an die von ihr beſchäftigten Hülfslehrer 
mindeſtens 20000 Mark mehr zahlt, als nach 
jenen Sätzen ſich ergeben würde. 
Die „Berl. Korr.“ ſchreibt: In ihrer Nummer 
vom 19. d. M. ſchreibt die „Freiſinnige Zeitung“, 
anknüpfend an die Feſtſtellung der „Berl. Korr.“, 
daß weder das Staatsminiſterium noch der 
Miniſter von Köller durch die Ernennung des 
Grafen Bismarck zum Oberpräſidenten irgendwie 


A * * 
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Oberbaues und erhebliche Ergänzungen zuſammen 
den Betrag von 114 Millionen Mark, alſo für 
eine Bauthätigkeit, die lediglich zur Befriedigung 
der laufenden, immer wiederkehrenden Verwal⸗ 
tungsbedürſniſſe dient. Hierzu kommen unter den 
„einmaligen und außerordentlichen Ausgaben“ 
überraſcht worden find; für größere Bahnhofserweiterungen und ähnliche 
„Die „Korreſpondenz“ verſchweigt dabei, daß noch 29 Mill. Mark, eine Summe, die erfahrung 
nicht Graf Bismarck, ſondern Herr v. Heydebrand mäßig ebenfalls alljährlich in ähnlicher Wei 5 
a des Staatsminiſteriums als Oberpräſident wiederkehrt. Das find zuſammen für rein bau. 
n Vorſchlag gebracht worden ift.“ fliche Ausgaben der laufenden Verwaltung 143 


heit leine en Paris, 19. März, Nachmittags. (Schuß⸗ Newpyork, 19. März. Weizen⸗Verſchiffun 
a Bei der Berathung des 
Nachtragskredits von 29 000 Pfund Sterling für 
Cypern beantragte Labouchere die Kürzung des 
Kredits um 100 Pfund Sterling. 
Antrag ſolle proteſtirt werden gegen den „unjchäg- 
baren“ Beſitz, der durch höchſt niederträchtige, 
ſchmutzige Gaunerei erlangt worden ſei. J. W˖ 
ierungsbaumeiſter zu den diäta⸗ Lowther bemerkte, Eypern jet keine „damnosg 
Der britiſche Steuerzahler wie die 
Cyprioten hätten durch die engliſche Beſitzer⸗ 
greifung der Inſel Nutzen gehabt. 
konte, durch den Vertrag, durch den Cypern er⸗ 
worben wurde, habe das vorige Kabinet ſicherlich 
mehr als irgend ein anderes dafür gethan, in der 
Verwaltung Klein⸗Aſiens eine Beſſerung herbei⸗ 
Es ſei verfrüht, ſich darüber auszu⸗ 
ſprechen, ob die Erwerbung Cyperns ein politiſcher 
bevor England ſehe, wie ſich 
Es wäre ſicherlich voll: 
kommener Wahnſinn von einem Kabinet, wenn es 
bei der Unſicherheit über das, was die Zukunft 
ein Abkommen aufhöbe, welches 
ſowohl dem engliſchen Steuerzahler als wie den 
Cyprioten Nutzen bringe. 5 
Sir W. Harcourt tadelte, daß man die ganze 
Orientfrage in Verbindung mit dem Nachtrags⸗ 
kredit für Cypern aufwerfe. 0 
fältig enthalten, die Frage der Verpflichtungen an- 
zuregen, welche England durch den Vertrag über 
die Erwerbung Cyperns einging, oder die Frage 
nach dem Umfang, in welchem ſie jetzt verbindlich 
Das ſei im Weſentlichen eine 
Er könne aber mit Bezug auf 
den geforderten Nachtragskredit jagen, daß er der 
Anſicht ſei, ein Abkommen, wonach England ver⸗ 
flichtet iſt, jährlich 90 000 Pfund Sterling aus 
den Einnahmen Cyperns an die Türkei zu zahlen, 
ſei ein höchſt unglückliches, und es ſei zweifellos 
in hohem Grade die Urſache der gegenwärtigen 
unbefriedigenden Lage der Juſel. Er könne jedoch 
ſeine Zuſtimmung nicht dazu geben, daß dem bri⸗ 
tiſchen Steuerzahler die Laſt einer Anleihe auf⸗ 
u dem Zwecke, dieſen Tribut an die 
Er ſage nicht, daß England 
ſich den Verpflichtungen entziehen könne, welche es 
gegenüber Cypern einging. England werde dieſe 
Verpflichtung erfüllen, ſo gut es nur immer könne. 
Ob es nun ein politiſcher Fehler geweſen ſei oder 
nicht, daß Cypern erworben wurde, er habe nie⸗ 
mals vorgeſchlagen, Cypern au die Türkei zurück⸗ 
zugeben. Es würde ihm leid thun, wenn er be⸗ 
antragen ſollte, daß überhaupt irgend Jemand der 
Türkei überliefert werde. (Beifall.) Caine for⸗ 
derte Labouchere auf, ſeinen Antrag zurückzuziehen 
und gegen die Bewilligung des ganzen Nachtrags⸗ 
kredits zu ſtimmen. Labouchere entſprach dieſer 
Aufforderung. Der volle Nachtragskredit wurde 
hierauf mit 246 gegen 29 Stimmen bewilligt. 
London, 19. März. 


WMillio rl. Dagegen über dieſe 
wirkliche große Neubauten, die g Mittheilungen machen. 


Summe, in dieſem Jahre nach dem kürzlich vor⸗ 
gelegten Geſetzentwurf für die Erweiterung des 
Staatsbahnnetzes beiſpielsweiſ 
Millionen Mark. 


Hanne ten horar 


e wenig über 45 
1 beiden Zahlen geben 
ſomit das ungefähre Verhältniß der etatsmäßig 
anzuſtellenden Ne der 
riſch zu Beſchäft Der gegenwärtige Etat 
iſt bekanntlich in Bauſachen überaus ſparſam 
aufgeſtellt und außerdem ſteht feſt, daß die für 
die regelmäßige Unterhaltung u. ſ. w. der Bahn⸗ 
anlagen erforderlichen Summen nach dem ganzen 
Entwicklungsgange unſeres Verkehrsweſens im 
Laufe der Jahrzehnte ſtetig zunehmen und zu⸗ 
nehmen müſſen, da ein erheblicher Rückgang nur 
bei einem Zuſammenbruch unſerer ganzen Kultur 
denkbar erſcheint, eine Annahme, von der die 
Leitung unſeres Eiſenbahnweſeus ſicherlich ebenſo 
weit entfernt iſt wie jeder mit der Verkehrs⸗ 
entwicklung unſeres Landes vertraute Volkswirth. 


Oeſterreich⸗Ungarn. 


Wien, 19. März. Die Abgeordneten nahmen 
einſtimmig den Dringlichkeiksantrag Baeren⸗ 
des Berichterſtatters des Montanaus⸗ 
) bezüglich des letzten Unglücks im 
mähriſch⸗ſchleſiſchen Kohlenreviere ſofort auf die 
erſte Leſung des Antrages auf Beſtellung von 
Bergbauinſpektoren einzugehen und den Ackerbau⸗ 
miniſter aufzufordern, eine Sonderkommiſſion mit 
der Unterſuchung der dortigen Verhältniſſe zu be⸗ 
trauen, ſowie die Regierung zu erſuchen, im Hin⸗ 
großen Gefahren des Bergwerk⸗ 


4% privil. Titck.⸗Osligationen 


erinnern er 


Credit oncer a 


Orientfrage entwickele. 5 
Meridional⸗Aktien 


Suezkanal⸗Aktien 2 


m Zimmerplatz geſchloſſen. 
Bekanntmachung des 5 
en wird die Polizeiſtunde für 
Schankwirthſchaften mit Kellnerinnen⸗Bedienung 
auf 10 Uhr Abends feſtgeſetzt und zugleich darauf 
hingewieſen, daß dieſelbe nach Befinden der 
Polizeibehörde in Fällen weiter ausgedehnt wer⸗ 
den kann. And rerſeits kann im ordnungs⸗ und 
ſicherheitspolizeilichen Intereſſe oder auch bei be⸗ 
ſtimmten Anläſſen für alle derartigen Lokale oder 
Feſtſetzung einer früheren 


Er habe ſich ſorg⸗ 


für England find. Pbrkazteſen . e ner 20.8 
ortugiefiſche Tabaksobli 


Britt ent!!! 8 


PPP 
N S x 5 


Strafrechtsbeſtimmungen einzubringen. 


19. März. Abgeordnetenhaus. Der 
Miniſter des Innern beantwortete eine Inter⸗ 
pellation des Abgeordneten Hortovanyi über die 
morgen ſtattfindende Wahl eines Abgeordneten in 
Neutra und erklärte, der Vizegeſpan ſah ſich 
wegen eines, in Folge einer ſeit Wochen an⸗ 
dauernden Verhetzung der Bevölkerung zu be⸗ 
fürchtenden Zuſammenſtoßes zu unbedingt noth⸗ 
wendigen Schutzmaßregeln veranlaßt. Der Mi⸗ 
niſter verlas ſodann den Bericht aus Neutra, in 
dem die große Erregung der Bevölkerung geſchil⸗ 
dert und gejagt wird, daß zur Aufrechterhalt ung 
der Ordnung und zum Schutz der perſönlichen 
Sicherheit vorbeugende Maßregeln getroffen werden 
müßten und erklärte, daß von einer Parteilichkeit 
keine Rede ſein könne. Der Miniſter führte ferner 
aus, er betrachte es als ſeine Pflicht, die Organe 
darauf hinzuweiſen, daß den Bürgern die Aus⸗ 
übung des Waylrechts ermöglicht werde. Zu der 
Interpellation des Abg. 
wegen einer angeblichen Ueberſchreitung der Be⸗ 
fugniſſe der Wahlpräfidenten in Neutra bemerkte 
der Miniſter, auf eine drahtlich nach Neutra ges 
richtete Anfrage habe er noch keinen Beſcheid, und 
er könne auf Grund von Zeitungsmeldungen keine 
Verfügung erlaſſen. Er werde, im Falle Geſetz⸗ 
widrigkeiten vorgekommen ſein ſollten, eine Dis⸗ 
ziplinarunterſuchung einleiten. 
weder amtlich noch von 8 
welche Klage zugegangen. Das Haus nahm 
Kenntniß von den Ausführungen des Miniſters 
und vertagte ſich hierauf bis zum 26. März. 


Hamburg, 19, Mirz, Nachmittage 3 Uhr. 
Kaffee. (Nachmittagsbericht.) Good average 
März 78,50, per Mai 76,75, 


für einzelne derſelben die 
Polizeiſtunde erſolgen. 


per 
September 76,25, 


Hamburg, 19. März, Nachmittags 3 Uhr. 
Zuckermarkt. (Schlußber 
zucker 1. Produkt Bafis 88 Prozent Rendement, 

frei an Bord Hamburg, ver März 
9.25, per Mai 110 per August 9,65, per 
18 


Peſt, 19. März, Vorm. 11 Uye Dre» 
arlt. Weizen loks flau, per 
Frühjahr 6,75 G., 6,76 B., per Herbſt 704 G, 7,06 
B. Roggen per Frühjahr 5,77 G., 5,78 B 
fer per Frübiahr 6,25 
per Mai⸗Jun 6,35 G., 6,36 B. Kohlrape 


Amſterdam, 19. März, Nachmittage. Ge⸗ 
treidemarkt. i | 
ſtetig, per März —,—, per Mai 142,00, per 
November 148,00. 
do. auf Termme 
per Mai 101,00, per Oktober 105,00. Rüböl 
Mai 21,25, per Her 
9. März. Jaba⸗Kaffee 


; ins den Provinzen. 

Stargard, 19. März. Die hieſige Stadt⸗ 
verordueten⸗Verſammlung hat geſtern einſtimmig 
beſchloſſen, an den Fürſten Bismarck zum 80. Ger 
burtstage folgende Adreſſe abzuſenden: „Sr. Durch⸗ 
cht, dem Fürſten Bismarck, dem Horte der 
deutſchen Einheit ſenden zum 80. Geburtstage ehr⸗ 
furchtsvollen Glückwunſch Magiſtrat und Stadtver⸗ 
0 r Begründung der Adreſſe bemerkte der 
Vorſitzende, Herr Nechtsauwalt Falt, ſehr richtig: 
„Indem wir den Fürſten Bismarck ehren, der der 
Ehrungen im Leben genug erhalten hat, ehren wir 
ius ſelbſt.“ — Wie die „Starg. Ztg.“ berichtet, hat 
der Herr Regierungspräſident an den hieſigen 
Magiſtrat die Anfrage gerichtet, in wie weit ſich 
die Errichtung einer Handelskammer in hieſiger 
Gegend mit dem Sitze in Stargard empfehlen 
Dieſe Frage wird den „Verein der 
igen Kaufmannſchaft“ in ſeiner nächſten Sitzung 


icht.) muben⸗RNoh⸗ 


S DEEERTT 


G, 6,27 B. Mate 


Campbell⸗Bannerman 
trat auf Wunſch ſeiner Amtsgenoſſen von der 
Kandidatur für den Sprecherpoſten endgültig zu⸗ 
rück. Das Minifterinn gelangte nach mehr als 
einſtündiger Erörterung zu keinem Entſchluſſe über“ 
den Nachfolger Peels; um nicht den Kandidaten 
der Torypartei vorſchlagen zu müſſen, ſollen 
Schritte gethau werden, um Courtney nochmals 
zur Annahme des Sprecheramtes zu bewegen. 
London, 19. März. Das „Reuterſche Bu⸗ 
reau“ erſährt zu dem Zwiſchenfalle der britiſchen 
Regierung mit Nicaragua, die Forderung der Ent⸗ 
ſchädigung ſei dem Geſandten Nicaragua's in 
London, Barrios, überreicht worden, der ſie wahr⸗ 
ſcheinlich perſönlich nach Managua überbringen 
Was die Abſendung eines Kriegsſchiffes 
nach Nicaragua betreffe, ſo wäre es augenſchein⸗ 
genwärtig einen derartigen Befehl 


g 5 = re = 10 
Vermiſchte Nachrichten. 
hreugabe der deutſchen Studenten Amfterd 
Fürſten Bismarck hat ] 38, 
ven künſtleriſchen Entwu 
ſtellt, nach dem das von uns ſcho 
ſchriebene Werk ausgeführt wird. 
äſer mit den Wappen der deutſchen 
1 Hochſchulen werden 1 
und Wappenmalerei 5 Brüder 
4 ugabe ſtellt einen 
Werih von 30000 Mark d 8 5 1 
SCleve, 19. März. Bei See 
ein Dynamitſchi 
ſind eingeſtürzt. 
Trier, 19. 
halter des Mann 


gosd Aue W 
a 19. März. Baucaziur 
privater Seite irgend au . 


Bi Wie verlautet, wird 
Präſident Felix Faure bei den nüchſten Herbſt⸗ 
manövern ſich nicht darauf beſchränken, 
Truppenſchau beizuwohnen; er beabſichtigt auch, 
wie es heißt, während der bitzten acht Tage den 
wichtigſten Operationen zu Pferde zu folgen und 
ſſich hierbei von den Offizieren feines Militär⸗ 
ſtaates begleiten zu laſſen; doch 
ſſtets dem Höchſtkommandirenden fernhalten, um 
dadurch kundzuthun, daß er einfacher Zuſchauer 
ſei und aus dieſer Rolle nicht herauszutreten 


> Kardinal⸗Erzbiſchof 

Tage eine Audienz beim Präftdenten der Republik, 
dem er im Namen des Epiſkopats auseinander- 
fette, daß die geplante Beſteurung der geiſtlichen 
Vereinigungen für mehrere den vollſtändigen Ruin 
5 Es handle ſich hierbei nicht nur um 
kxeligiöſe, ſondern auch um politiſche Intereſſen, da 
| dieſe Vereinigungen durch ihre Wohlthätigkeits⸗ 
und Unterrichtsanſtalten 
andern fremden Ländern für die Erhaltung des 
an en Einfluſſes von großer Wichtigkeit 


f 86,75, Margarine ruhig. 
Varis, 19. März, Nachm. Getreide ⸗ 
Weizen feſt, per 
19,95, per Mai⸗Juni 
i Auguſt 19,90. Roggen 
„60, per Mai⸗Auguſt 11,90, 

rz 42,70, per April 42,85, 
per Mai⸗Auguſt 43,85. 


Todte, zwei Häuser 


en | mannſchen Röhrenwalzwerks in 
Bous, Sachſe, wurde von der Strafkammer in 19, , 
u Unterſchlagung und Bücher⸗ u 

ren Gefangniß verurtheilt. der Ay 


Petersburg, 19. März. Der Botſchafter 
General v. Werder überreichte heute dem Kaiſer 
ſein Abberufungsſchreiben. Der Kaiſer verlieh 
dem General v. Werder den Andreasorden. 


Saarbrücken wege 
jälſchung zu zwei 


— in 


| „ Temperatur T 2 
ee 720 Mane 


a per 1000 Kilogramm loko 
arm 142,00 G., per Junt⸗Jull 143,00 G., 
Juli-Auguſt 144,00 G., per September ⸗ Oktober 


Stettiner Nachrichten. 5 } 


Stettin, 20. März. Wie die „Neue Stett. 
Ztg.“ erfährt, iſt Herr Polizeipräſident 
Thon als Oberpräſidialrath nach Pojen, verjegt.] * 
An ſeine Stelle tritt wahrſcheinlich Herr von 
Windtheim, gegenwärtig im Miniſterium des 
Innern in Berlin. Mit Bezug hierauf theilt uns 
Herr Polizeipräſident Thon mit, daß an ibn bis⸗ 
her weder die übliche Anfrage gerichtet ſei, ob er! 
einen derartigen Poſten übernehmen würde, noch 
daß ihm ſonſt in irgend einer Weiſe vo der Ver⸗ 
ſetzung Kenntniß gegeben worden ſei. 

— Der diesjährige Kreisturntag des 
Kreiſes IIla (Pommern) findet am Sonn⸗ 
tag, den 21. April, hierſelbſt in den Sternſälen, 
Wilhelmſtraße 20, ſtatt, dem Turntage voraus 
geht die diesjährige Kreisausſchußfitzung am Sonn⸗ 
abend, den 20. April, Nachmittags 4 Uhr, im 
Kaiſer Wilhelm⸗Reſtaurant, während an demſelben 
Tage Abends 8⅛ Uhr ein Schauturnen der ver 
einigten Stettiner Turnvereine zu Ehren der an⸗ 
weſenden Delegirten ſtattfindet. Der Kreis IIIa“ 
umfaßt den Odergau (Vorſ. Prof. Dr. Schmol⸗ 
ling⸗Stettin), den Vorpommerſchen Gau (Vors. 
Kaufmann Otto Rühl⸗Auklam), den Hinter⸗ 
pommerſchen Gan (Vorſ. Dr. Bombe⸗Köslin) und 
den Rega⸗Gau (Vorſ. Dr. Klotz⸗Treptow g. R.). 
Die Geſamtſtärke des Kreiſes IIIa beläuft ſich auf 
19 Orte mit 91 Vereinen, die Geſamtzahl der 
über 14 Jahre alten Vereinsangehörigen beträgt 
7474, davon nehmen 4065 an den Turnübungen 
Theil, von dieſen find 1322 Zöglinge, Vorturner 
find 884. Im geſamten Turnkreis wurde an 
6787 Abenden geturnt und 162 202 Turner ber] 
juchten das Jahr hindurch den Turnplatz. Der 
Turnverein in Stolp hat eine Damenabtheilung 
litgliedern, welche an 41 Abenden 
2758 Theilnehmern geturnt hat. W 

— Von Seiten des deutſchen Fiſ 
rei⸗Vereins, welcher bereits auf eine 25⸗ 
jährige überaus wirkſame Thätigkeit zurückblicken 
kann find im letzten Jahre 4 355 000 Lachsbrut, 
die Brut von 9613 000 Edelfiſcheiern, 609 000 
Aalbrut und 678 Schock Krebſe mit einem Koften- | — 
aufwand von 41661 Mark ausgeſetzt worden. 
Für die Einführung fiſchereiwirthſchaſtlichen Unter⸗ 
5 höheren und mittleren land⸗ und 
forſtwirthſchaftlichen Lehranſtalten iſt gewirkt und 
für die Belehrung der Fiſcher ſelbſt durch Abhaltung 
eines von 15 Theilnehmern beſuchten Fiſcherei⸗ 
kurſus in Kalbe an der Saale geſorgt worden. 
Mehrere der in Sachen des Fiſchtransport⸗ 


Orgd Reaumur. i 

f 19. März, Nachmittags. No v⸗ 

ſchlußbericht) beh., 88% loko 26,00 

25. Weißer Zucker feit, 9 

der 100 Kilogramm per März 27,25, per April 

Saane per Mai⸗Auguſt 27,75, per Oktober⸗ 
anuar 


Havre, 19. März, Vorm. 10 Uhr 30 Min. 
(Telegramm der Hamburger Firma Peimann, 
Ziegler & Co.) Kaffee good average Santos 
März 11 per Mai 94,00, per September 


19. März. An der Küſte 4 
Weizenladungen angeboten. — Wetter: Bewölkt. 
London 19. März. Ip Javazucker 
loko 11,00, ſtetig. Rüben rohgucker lol 
9,25, ruhig. Centrifſugal⸗Cuba —.— 


Weizen ſeſt, 


3 Aus Nizza wird gemeldet, daß Hauptmann 
Romani ſofort nach ſeiner Ankunft auf fran⸗ 
zöſiſchem Boden 
dortigen Gouverneur Gebhart zu begeben. Wie 
jetzt verlautet, ſoll 


April Via 451700 . 


um eine gegen 
1 einzuleitende Unterſuchung handeln, weil 
er durch ſein unbedachtes Betreten des italieniſchen 
Gebiets den italieniſchen Behörden Gelegenheit 
geboten habe, ſich mehrerer in ſeinem Beſitz be⸗ 
ſindlicher wichtiger Karten zu bemächtigen. 
1 ehemals boulaugiſtiſche Deputirte 
haben die Abſicht, an den Finanzminiſter die 
Aufrage zu richten, ob er keine Maßnahmen gegen 
r durch internationale Spekulanten 
gerufene Steigerung der italieniſchen Reute zu er⸗ 
greifen gedenke. Die Deputirten wollen dem Ver⸗ 


rütus feſter, Termine ohne Handel, 
per 100 viter à 100 Prozent loko 70er 32,3 bez. 

1 A 
Weizen 134-140, Roggen 116120. 
Gerſte 112—116. Hafer 108—114. Nüb⸗ 
Heu 1,5000 Stroh 22—24. 
Kartofſein —. g f 


Berlin, 20. März. 
141,20, bis 141,50, 


London, 19. März. 
39/1, per drei Monat 399¾1 
Bull, 19. März. G 
Weizen feſter, unverändert. Wetter: Kälter. 
Liverpool, 19. Mürz. Getrerdemarkt. 
[Weizen und Mais ½ d. n 
ſchäftslos. — Wetter; Trübe. 
Glasgow, 19. März, Nachm. 
ſchlußbericht.) Mixed numbers war⸗ 

rants 41 Sh. 8 ½ d. } 


Wewhort, 19. Dirt, wand g, uhr. 
Baumwolle in Newperk. | 62 ! 
do in Neworleaus 


Petroleum träge, Rohes 
Stan dard white in Newport 


Pipe line certificates nom. . 11 
Schmalz Weſtern fteam... | 6,95 
[do. Lieferung per März 
| 30 86 vefining Mosco⸗ 
Weizen ſtetig. 
nn Winter loko 


Chili⸗Kupfer 
etreidemarkt. 


Weizen per Ma 
per Juli 148,50 per Septe 
Noggen per Piat 122,25, bis 121,75 
3,50 per Juli, per September 120,0 0. 
Rüböl per Mia 43,60) per Ottober 44,40, 
Spiritus lot 10er 33,40, ver Mat 
98 ke per Mai 70er 38,60, per September 
Daf er per Mai 115,25, per Juli 117,25. 
Mats per Mat 115,00, per Juli 11 
Petroleum per März 22,60. 


reits an den verſtorbenen Finanzminiſter, nach⸗ 
maligen Kammerpräſidenten Burdeau, gerichtet 
porden, der erklärte, daß die Regierung nicht 
in der Lage ſei, auf Börſenbewegungen Einfluß 


iedriger, Mehl ge⸗ 


Ferner wurde trotz des Einſpruchs des Miniſters 
Ribot die Steuer für die nicht genehmigten Kon⸗ 
gregationen erhöht. 


is! Sonden, 20. März. N Wetter: Regneriſch. 


Berlin, 20. März, Schluß⸗Kourſe. 

Brüſſel, 19. März. Heute früh brach in 
der Fabrik von Simonis in Verviers ein Streik 
Zahl der Streikenden beläuft 
ſich auf 350, die Ruhe wurde nicht geſtört. 


Spanien und Portugal. 


der Weber aus. Die ier Damp muühlen 118 DD 


N Ei REN * a ze 
n 4 * 7 er Ka er Zr 
8 ET 8 . 


> Fr 


gen der letzten Woche von den gatlantiſchen Häfen 
der Vereinigten Staaten nach m 
52 000, do. nach Frankreich 21000 do. nach 
anderen Häfen des Kontinents 54 000, do. von 
Kalifornien und Oregon nach Großbritannien 
93 en BR: nach anderen Häfen des Kontinente 
—.— Orts. 

Newyork, 19. März. (Anfangs⸗Kours.) 
98 per Mai 61,00. Mais per Mai 


Woll berichte. 


London, 19. März. Wollauktion. Preiſe 
feſt, unverändert. 


Waſſerſtand. 


Stettin, 20 März. Im Revier 17 58 
1501 e e, nu f 


Amtlicher Oſtſee⸗Eisbericht 
des Küſtenbezirks⸗Amt II. zu Stettin für den 
f 20. März, 8 Uhr Morgens. l 

Memel, Pillau, Neufahrwaſſer: Eiefrei. 
Nach Danzig Hülfe nöthig. Kuriſches und 
Friſches Haff unpaſſirbar. 

Are: Hafen und Oſtſee ſoweit fichtbar 
eisfrei. 

Swinemünde: Fahrwaſſer durch Kaiſerfahrt 
bis Haff, alte Swine bis Lebbin kein 
Eis, Haff unverändert. 

Greifswalder Dies Soweit ſichtbar eisfrei. 

Thieſſom: Eis im Greifswalder Bodden nimmt 
ab, See und Oſt⸗Ruden eisfrei 

Arkona: See wenig Treibeis. 

Wittower Poſthaus: In See Treibeis, ſonſt 
unverändert. 

Barhöft: In See viel Treibeis, Einfahrt 

und Revier Eis im Abnehmen. 

Darſzerort: Unter Land Treibeis. 

Warnemünde: See und Hafen eisfrei. Warnow 
Eisdecke. ' 

Wismar: Eis außerhalb Poel im Abnehmen. 

Travemünde: Seewärts Fahrrinue, Hafen und 
Revier faſt eisfrei. Untertrave in Buchten 
etwas Eis. 

Marienleuchte: Fehmarubelt Küſte Packeis 
im Abnehmen. Fahrwaſſer etwas Treibeis. 
Fehmarnſund eisfrei. Weſtlich Struklamphuk 

Eisdecke. Er b 

Kiel: Kieler Bucht etwas Treibeis. Föhrde 

Stückeis, große offene Stellen. ! 

Schleimünde: See und Schleifahrwaſſer bis 

Arnis eisfrei, von dort bis Schleswig 

Eisdecke. 

Sonderburg: Alſenſund theilweiſe offen, ſeewärts 
Eisdecke abnehmend. Fahrrinne nach See. 

Flensburg für Dampfer paſſirbar. 

Apenrade: Föhrde und Hafen Eisdecke, ſtellen⸗ 
weiſe offen. 

Aröſund: Fahrwaſſer bis Brandſoe und ſüd⸗ 
wärts bis Holkerhoeft eisfrei. Uebrige Ge⸗ 
wäſſer Eis. ö 

Großer Belt, weſtliche Oſtſee: Etwas Treibeis. 


Schiffsnachrichten. 

London, 19. März. Die geſtrandete deutſche 
Bark „Wodan“ wurde wieder flott und iſt am 
7. März in Wilmington eingeſchleppt worden. 
Liverpool, 19. März. Der früher dem 
Norddeutſchen Lloyd gehörige Bremer Dampfer 
„Donau“, von Hamburg mit 3000, Tons Stück⸗ 
gütern nach Philadelphia unterwegs, iſt auf dem 
Atlantiſchen Ozean gänzlich verbrannt. Die 
Maunſchaft wurde gerettet und in Liverpool ge⸗ 
air e eee ine 17; ff 

Cadix, 20. März. Die geſtern hier einge⸗ 


troffenen Nachrichten laſſen es als unzweifelhaft 
erſcheinen, daß der Kreuzer „Königin Regentin“ 
leider mit der ganzen Maunſchaft, etwa 600 Per⸗ 
ſonen, untergegangen iſt. Der zur Auffindung 
des Schiffes ausg ſandte Kreuzer „Alfons XII.“ 
5 das Wrack der „Königin Regentin“ geſehen 
aben. i 


. 


S LER eee 
DTelegraphiſche Depeſchen. 

Peſt, 20. März. Die oppoſitionellen Mag⸗ 
naten beſchloſſen in einer geſtern Abend ſlattge⸗ 
habten Konferenz, den Geſetzentwurf betreffend die 
freie Religionsübung abzulehnen, dagegen den⸗ 
jenigen über die Rezeption der Juden anzunehmen. 
Ju der Verſammlung der liberalen Maguaten 
erklärte der Miniſterpräſident Bauffy, die Regie⸗ 
rung ſei beveit, in dem Geſetz über die freie Re⸗ 
ligionsübung derartige Zugenändniſſe zu machen, 
daß auch die llerikalen Magnaten zuſtimmen 
könnten. 330 g i 

BVern, 20. März. Der Bundesrath wies 
das Neuenburger Gericht an, gegen den Anar⸗ 
chiſten Prog Anklage zu erheben; derſelbe hat 
in Chaux de Fonds anarchiſtiſche Platate were 
breitet. f ru? Sale miete 

Brüſſel, 20. März. Ein bieſiges Blatt 

theilt mit, daß am 1. Juli die Eröffnung der 
Telephon⸗Linie zwiſchen Holland und Belgien 
ſtattfinden wird. 51 12 

Srüſſel, 20. März., Nächſten Donnerſtag 
wird von den Sozialiſten ein großes Meeting orga⸗ 
4. niſirt, zu welchem die Führer und zahlreiche Wiitz 
glieder der chriſtlichen Volkspartei ihr Erſcheinen 
zugeſagt haben. 


Rom, 20. März. Der Bürgermeiſter hielt 
bei der Enthüllung des Denkmals Garibaldi's eine 
Anſprache au König Humbert, in welcher er der 
Kämpfe gedachte, die Garibaldi im Jntereſſe des 
geeinigten Italiens gefochten hat. 

Rom, 20. März. Die Nachricht von der 
Verlobung des Herzogs von Aoſta mit der Prin- 
zeſſin Helene von Orleans wird überall auf das 
günftigfte aufgenommen; alle Abendblätter be⸗ 
ſprechen dieſelbe mit Genugthuung. Der offiziöſe 
„Corrieri di Napoli“ ſagt, es beſtehen noch einige 
Schwierigkeiten, doch werden dieſelben ebenfalls 
behoben werden. In diplomatiſchen Kreiſen ſieht 
man in der Verlobung das Uuterpfand beſſerer 
Beziehungen zwiſchen Frankreich und Italien. 

Mailand, 20. März. Der allgemeine 
italieniſche Arbeiterkongreß jür Arbeitsunfälle be⸗ 
endete geſtern Abend ſeine Sitzungen, nachdem in 
dreitägiger Diskuſſion zahlreiche Reſolutionen ge⸗ 
faßt worden waren bezüglich der Löſung der 
Frage der Unfall⸗ und Altersverſicherung, ferner 


„50 bezüglich der Kinder⸗ und Frauenarbeit, wegen 


weſens gemachten Vorſchläge ſind bei den Eiſen⸗ 
bahnen wenigſtens verſuchsweiſe zur Einführung . 
u. Der Arbeitsplan für das Geſchäfts⸗ 
jahr 1895/96 bewegt ſich im weſentlichen auf den 
bisherigen Bahnen; neu plant man die Ein⸗ 
führung der amerikaniſchen Purpurforelle. Die 
eiligung des Vereins an der Berliner Ans⸗ 
ſtellung 1896 iſt geſichert. Var e ER 
— Vor einigen Tagen hielt der 
deutſche Sprach verein eine Sitzung ab, 


Madrid, 19. März. Martinez Campos hat 
ch dafür ausgeſprochen, daß Sagaſta das neue 
N Er ſelbſt erklärte ſich bereit, nach 


Großbritannien und Irland. 


engliſchen Unterhauſe 
arlamentsunterſekretär des Kolonialamts Buxton, 
er könne gegenwärtig nicht mehr ſagen, als daß 


e 


do. Du; 9,319 
National⸗Hyp.⸗Credit⸗ 
SGeſeuſchaft (100) 4½%% 109 600 

do. (100) 4% : 


19790 | Kupfer: höchſter Preis 
Getreidefracht 


des obligatoriſchen Schulbeſuchs und der Arbeiter⸗ 
Schiedsgerichte. 

Madrid, 20. März. Die Königin⸗Regentin 
hat den Mimiſterpräſtdenten Sagaſtg zu ſich be⸗ 
rufen uud ihn gebeten, die Entlaſſung des 
Miniſteriums zurückzunehmen. Derſelbe wird 
vorausſichtlich den Bitten der Regentin nachgeben. 
Madrid, 20. März. Die Aufregung der 
Bevölkerung iſt noch im Wachſen begriffen. Die 


00 Blätter ſuchen Sagaſta zu beſtimmen, die Neu⸗ 
bildung des Kabinets zu übernehmen. Heute wird 
„bereits die Erklärung Sagaſta's erwartet. 


ir Henry Loch die friedliche Annahme der 
waziland⸗Konvention ſeitens der Swazis als 
elverſprechend betrachte. Ferner erklärte Buxton, 
höre, daß die Regierungen von Kanada und 
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London, 20. März. Der Geſundheitszuſtand 


BT Korb. Roſeberys hat ſich verſchlimmert. In Re⸗ 
„25 gierungekreiſen iſt man der Auſicht, Roſebery 


halten, berichtete. Bromberg ſei mit gutem Bei⸗ 
ſpiele voran gegangen, Dresden, München, Greifen⸗ 
hagen ſeien gefolgt. Auch in dem neuen Stettiner 


New⸗Foundland übereingekommen ſeien, in Ottawa 
eine Konferenz zu veranſtalten zur Berathung über 
die Frage des Eintritts New⸗Foundlands in den 


werde einen ſechsmonatlichen Urlgub nehmen 


nom. müſſen. 
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